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^Gerade unter dem Gesichtspunkt der Gewinnung weite
rer Schichten des Volkes für grundlegende gesellschaftliche 
Veränderungen in den Ländern des Kapitalismus bedarf 
es der Propagierung der Erfahrungen der revolutionären 
Arbeiterklasse. Der Gedanke der Verbindung des Kampfes 
um Demokratie und Sozialismus, der Nutzung von Formen 
der bürgerlichen Demokratie zur Organisierung der Ar
beiterklasse und zu ihrer Heranführung an die sozialisti
sche Umwälzung hat die Klassiker des Marxismus-Le
ninismus immer wieder beschäftigt und bei den revolutio
nären Veränderungen in diesem Jahrhundert stets eine be
deutende Rolle gespielt. Bürgerlich-demokratische Rechte, 
Freiheiten und Formen bleiben in den bürgerlichen Staa
ten der Gegenwart nur insoweit erhalten, wie die Arbei
terklasse für 'die Erweiterung der Demokratie über den 
Rahmen der bürgerlichen Demokratie hinaus kämpft (Prof. 
Dr. K.-H. Schöneburg). Die Dialektik dieses Kampfes be
steht in der Bewahrung und Erweiterung der demokra
tischen Rechte und Freiheiten zur antimonopolistischen De
mokratie sowie in der Überwindung des blinden Glaubens 
an die Institutionen der bürgerlichen Demokratie und einer 
fundierten, überzeugenden Aufdeckung des Wesens der 
bürgerlichen Reformpolitik einschließlich des Sozialrefor
mismus (Prof. Dr. E. Gottschling).

In seinem Schlußwort betonte Prof. Dr. K.-H. Röder, daß 
es in der Diskussion gelungen sei, die Probleme der Krise 
der bürgerlichen Demokratie in ihrer Widersprüchlichkeit 
zu erfassen. Es komme vor allem auf das Erkennen der 
Differenziertheit und Vielfalt, der Komplexität und Kom
pliziertheit der Krisenprozesse an, denn die Krise der 
bürgerlichen Demokratie dürfe nicht schlechthin als linea
rer Prozeß des Abbaus von Formen und Institutionen, wie 
sie historisch aus dem Kapitalismus erwachsen, betrachtet 
werden.

Abschließend unterstrich Röder, daß weitere Forschun
gen zur Krise der bürgerlichen Demokratie gemeinsam von 
Ökonomen, Philosophen, Historikern und Vertretern der 
Hauptdisziplinen der Staats- und Rechtswissenschaft be
trieben werden müßten. Die Konferenz habe erkennen las
sen, welchen Stand die Arbeiten auf diesem Gebiet in an
deren sozialistischen Ländern erreicht haben; nun gehe es 
darum, die Zusammenarbeit mit den Institutionen in den 
anderen sozialistischen Ländern noch enger zu gestalten, 
um die wissenschaftlichen Potenzen wirksamer in den 
Dienst der gemeinsamen Sache zu stellen.
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Aus anderen sozialistischen Ländern

Zur Schaffung eines swod sakonow der UdSSR
Prof. Dr. sc. HORST LUTHER, Sektion Rechtswissenschaft 
der Humboldt-Universität

Auf dem XXV. Parteitag der KPdSU wurde im Zusam
menhang mit der Weiterentwicklung der sozialistischen 
Staatlichkeit und der sozialistischen Demokratie auch die 
Aufgabe gestellt, die sowjetische Gesetzgebung zu vervoll
kommnen. L. I. Breshnew sagte dazu u. a.: „Offensichtlich 
ist es an der Zeit, ein Gesetzbuch des Sowjetstaates her
auszugeben.“1

Entsprechend dem Beschluß des Zentralkomitees der 
KPdSU und des Ministerrates der UdSSR über die Verbes
serung der Rechtsarbeit in der Volkswirtschaft vom 23. De
zember 1970 war dem Ministerium der Justiz der UdSSR 
die Aufgabe gestellt worden, eine Sammlung der gesam
ten geltenden Gesetzgebung der UdSSR herauszugeben. 
Diese Sammlung soll zum 60. Jahrestag des Sowjetstaates 
vollständig vorliegen.* 1 2

Das neu zu schaffende Gesetzbuch des Sowjetstaates 
— im russischen Original: ,,swod sakonow“3 — ist mit der 
Sammlung der geltenden Gesetzgebung der UdSSR nicht 
identisch. Diese Sammlung als eine Art „Inventarisierung“ 
aller gültigen Normativakte ist vielmehr das Fundament, 
das normative Ausgangsmaterial für den „swod sakonow“.

Unter dem „swod sakonow“ ist ein nach bestimmten 
Klassifikationsmerkmalen wissenschaftlich systematisier
tes Gesetzgebungswerk zu verstehen, das die für die staat
liche Leitung und die Bürger wichtigsten Gesetze, Be
schlüsse und Verordnungen zusammenfäßt. Im Beschluß 
des Zentralkomitees der KPdSU, des Präsidiums des Ober
sten Sowjets der UdSSR und des Ministerrates der UdSSR 
vom 2. September 19764 wurde dazu festgelegt, daß in den 
„swod sakonow“ insbesondere alle Gesetze der UdSSR, die 
Normativakte des Präsidiums des Obersten Sowjets der 
UdSSR sowie wichtige gemeinsame Beschlüsse des Zen
tralkomitees der KPdSU und des Ministerrates der UdSSR 
und Verordnungen des Ministerrates der UdSSR von all
gemeingültigem Charakter aufgenommen werden sollen.

Die Schaffung des „swod sakonow“ ist aber nicht bloß 
als einfache Auswahl und Zusammenfassung normativer 
Akte zu betrachten. Natürlich geht es dabei nicht um eine 
grundlegende Neukodifikation aller Rechtsgebiete. Aber 
die Herausgabe des „swod sakonow“ verlangt auch die 
Prüfung, welche Rechtsvorschriften neu zu erlassen, wel
che abzuändem und welche aufzuheben sind. Bisher nicht 
oder unvollkommen geregelte Fragen sind juristisch exakt 
zu erfassen; zugleich sind Widersprüche im Rechtssystem 
zu beseitigen. Eine exakte Gliederung der Normativakte, 
eine einheitliche Terminologie und ein umfassendes Sach
register sollen den „swod sakonow“ der UdSSR zü einem 
übersichtlichen, leicht zu handhabenden Material machen.

Zeitlich zugleich wird auch in jeder Unionsrepublik ein 
„swod sakonow“ vorbereitet. Diese „swody sakonow“ der 
Unionsrepubliken werden auf der Grundlage einheitlicher 
Prinzipien und nach einem ähnlichen Schema wie der 
„swod sakonow“ vorbereitet. Diese „swody sakonow“ der 
organisch ergänzen.

Die Ausarbeitung der Klassifikationsmerkmale des für 
den „swod sakonow“ verbindlichen Schemas stellt auch 
an die Rechtswissenschaft hohe Anforderungen. Fragen des 
Rechtssystems und des Systems der Gesetzgebung gewin
nen erstrangige Bedeutung.5

Für die deutsche Übersetzung von „swod sakonow“ 
käme bei Beachtung seines Inhalts m. E. der Terminus 
„systematisierte Gesetzessammlung“ in Betracht. Wenn 
dieser Inhalt klar ist, könnte auch der Begriff „Buch der 
Gesetze der UdSSR“ gewählt werden.


